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Revision des Unfallversicherungsgesetzes.

Die Beratung der Anträge zur Eevision des
Unfallversicherungsgesetzes ist nunmehr abgeschlossen. Nachdem

der bereinigte Kommissionsentwurf anfangs
August den Gewerkschaftsverbänden und Gewerkschaftskartellen

zu endgültiger Stellungnahme unterbreitet
worden war mit der Aufforderung, eventuell weitere
Anträge einzureichen, auf diese Aufforderung aber von
keiner Seite reagiert wurde, hat der Gewerkschaftsausschuss

in seiner Sitzung vom 7. Oktober den Anträgen

zugestimmt und das Bundeskomitee beauftragt, den
Ecvisionsentwurf an die Behörden weiterzuleiten.

Es liegt uns nun ob, die im Gesetz vorgesehenen
Neuerungen kurz zu skizieren, um einen allgemeinen
Ueberblick über die grosso Bedeutung dos Eevisions-
werkes zu geben. Das bestehende Gesetz umfasst 91

Artikel (Art. 40—131 des Kranken- und Unfallvcrsi
eherungsgesetzes). Von diesen 91 Artikeln sollen nach
unsern Vorschlägen 24 geändert und einer ganz gestrichen

werden.
In Art. 43 des Gesetzes ist die Zahl der Verwal-

tungsratsmitglicder auf 40 festgesetzt, wovon 12
Vertreter der Arbeiter, 16 Vertreter der Unternehmer, 4

Vertreter dor freiwillig Versicherten (Bauern) und 8

Vertreter des Bundes. Die neuen Anträge verlangen bei
im übrigen gleicher Besetzung je 14 Vertreter der
Arbeiter und der Unternehmer.

Artikel 45 verlangt ergänzend Gleichstellung der
Mitglieder der Direktion in ihren Befugnissen.

In Artikel 60 ist der Wirkungskreis der Versiehe
rung umschrieben. Nach den neuen Vorschlägen ist die
Versicherung auszudehnen auf das gesamte Gewerbe,
den Handel, die Heimarbeit, die Land-, Eorst- und
Hauswirtschaft, die Wohlfahrts- und Gesundheitspflege,

die Kunst- und Bildungsanstalten und Ausstellungen.
Das bedeutet praktisch die Ausdehnung des

Gesetzes auf die gesamte unselbständig erwerbende
Bevölkerung. Diese Ausdehnung ist mehr als gerechtfertigt,

gibt es doch Betriebe, die dem Eabrikgesetz
unterstehen, mit ganz minimem Unfallrisiko, während eino
Eeihe von Betriebsarten, die heute nicht versichert sind,
schworen Unfallgefahren ausgesetzt ist. Die Frist
für den Ablauf der Versicherung, die in Artikel 62 auf
den zweiten Tag nach Ablauf des Lohnanspruches
bestimmt war, soll auf den siebenten Tag ausgedehnt
werden. Ausserdem soll statt Lohnanspruch
Anstellungsverhältnis gesagt werden. Dieser Artikel 62 ist
einer derjenigen, in dem der starre Buchstabe wahre
Orgien feiert.

In Artikel 65 ist eine präzisere Formulierung
gesucht worden für die Einsetzung der Kommission zur
Prüfung dor Unfallversichcrungsvorschriften. In
Artikel 67 wird verlangt, dass unter die Kategorie
Betriebsunfall solche Krankheiten, die latent vorhanden,
aber erst durch äussere Einwirkung zum Ausbruch
gekommen sind, einzureihen sind. Desgleichen sollen
in Artikel 68 die Berufskrankheiten mehr als bisher
berücksichtigt werden. Zum Artikel 71 sind Anträge
gestellt, die eine bessere Unfalluntersuchung und die
richtige Wahrnehmung der Eechte des Verunfallten
bezwecken. Hier 'hat in manchen Fällen bureaukratischer
Unverstand vieles versäumt.

Der Artikel 72, der die Vcrsicherungsleitungcn
umschreibt, soll durch die Bestimmung ergänzt werden,
dass auch für beschädigte Kleidungsstücke und
Gebrauchsgegenstände Ersatz geleistet wird.

Eine der am meisten angefochtenen Bestimmungen
des Gesetzes ist die Wartefrist von drei Tagen in
Artikel 74. Hier wird verlangt: Zahlung des Krankengeldes

vom Zeitpunkt dos Unfalles an, und zwar nicht,
wie bisher in der Höhe von 80 Prozent des entgehenden
Lohnes, sondern in der Höhe des gesamten Lohnes nebst
Zulagen. Es wird ferner Streichung der Bestimmung
verlangt, nach der ein Lohn von über 14 Fr. täglich
bei der Berechnung des Krankengeldes nicht
berücksichtigt wird. Diese Bestimmung ist seither durch
einen Bündesbeschluss dahin abgeändert worden, dass
das Maximum auf 21 Fr. erhöht wurde. Allein auch
das kann nicht genügen. Die gesetzlichen Bestimmungen

sollten so gefasst sein, dass sie eine gewisse
Beständigkeit den Verhältnissen gegenüber haben.

In Artikel 75 wird eine Eeduktion der Abzüge für
Spitalverpflegung gefordert. Hier ging das Gesetz mit
einem Abzug von der Hälfte bis drei Viertel entschieden

zu weit.
Artikel 76 spricht den Grundsatz aus, dass im Falle

bleibenden Nachteiles eine Eente ausbezahlt wird un I

die nötigen Hilfsmittel vergütet werden. Die Anträge,
die wir stellen, verlangen die Möglichkeit, an Stelle der
Eente eine einmalige Abfindung zu zahlen, was bei
geringfügigen Nachteilen angebracht wäre.

Neu ist auch die Forderung, dass bei Beeinträchtigung
der persönlichen Integrität ebenfalls eine Eente,

oder eine Abfindung zu leisten wäre. Dies scheint um
so berechtigter, als feststeht, dass Leute mit gewissen
Entstellungsfehlern schwer geeignete Arbeit zu normalen

Bedingungen finden.
Sehr wichtig ist die Neuerung, die zu Artikel 77

vorgeschlagen wird, und die darin besteht, dass die
Eente bei Totalarbeitsunfähigkeit 100 Prozent des ver-
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